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Kanzler fremder Gnaden
In Deutschland sind die Koalitionsverhandlungen kläglich gescheitert,
bevor sie begonnen haben. Bei uns verkaufen Sebastian Kurz und
Heinz-Christian Strache kleine Häppchen als großen Zwischenbericht,
doch wird es wohl zu einer ÖVP/FPÖ-Koalition kommen. Was jedoch
wären die Alternativen? Zum Beispiel eine Minderheitsregierung mit
einem Kanzler, der von der Opposition jederzeit abgesetzt werden kann?

Allseits beliebt sind
Spekulationen über

eine Minderheitsregierung.
Da lässt sich rauf und runter
analysieren, die Sache hat
nur einen Haken: Wie soll
das hierzulande gutgehen?
Es klingt demokratisch,
dass sich eine Regierungs-
partei ohne Parlaments-
mehrheit von Fall zu Fall für
jeden Gesetzesbeschluss
Verbündete sucht. Ange-
sichts der Fraktionsdisziplin
vulgo „Klubzwang“, demzu-
folge Abgeordnete geschlos-
sen entlang ihrer Parteili-
nien abstimmen, wäre aber
die freie Mehrheitsbildung
ziemlich unfrei.

Also müsste eine ganze
Partei mit Angela Mer-

kels CDU/CSU oder der
Kurz’schen Volkspartei ein
Abkommen schließen, um
deren regierendeMinderheit
zu (unter-)stützen.
Für zentrale Beschlüsse
wie das Budget ist eine
grundsätzliche Überein-
kunft notwendig. 1970/71
versprach Bruno Kreisky der
FPÖ im Gegenzug ein für
diese rechnerisch vorteilhaf-
tes Wahlrecht. 2017 gibt es
kaum Gründe, warum Frei-
heitliche oder Sozialdemo-
kraten Kurz zum Minder-
heitskanzler machen sollten.
Eine Regierungsbeteiligung
zu verlangen, das ist einfa-
cher und logischer.

Zudem wäre Kurz sozu-
sagen Kanzler von

fremden Gnaden, bis es der

ja aus allen anderen Parteien
bestehenden Opposition in
den Kram passt, ihn mittels
Misstrauensvotum abzube-
rufen. Um derart instabile
Verhältnisse zu verhindern,
setzt man in der Schweiz auf
eine Konzentrationsregie-
rung und in Nieder- und
Oberösterreich auf Proporz-
regierungen.
Durch Gewohnheitsrecht
oder mittels Verfassung sind
sämtliche Parteien mit einer
bestimmten Stimmenzahl
automatisch an der Regie-
rung beteiligt. Das soll einen
breiten Konsens aller Grup-
pen erzwingen. Der Gedan-
ke dahinter:Wer gemeinsam
regiert, würde sich nicht all-
zu arg politisch bekriegen.

Das große Problem da-
bei: Je nachWahlergeb-

nis gibt es womöglich über-
haupt keine Oppositions-
partei mehr – in Oberöster-
reich etwa ist das passiert.
Ein Parlament mit lauter
Parteien, die sich in der Re-
gierung selber kontrollieren,
ist ein Widerspruch in sich.
Was also tun, wenn Koali-
tionszwänge ein kleiner ge-
meinsamer Nenner und
Minderheitsregierungen zu
wacklig sind?
Theoretisch ist ein Wahl-
recht denkbar, bei dem die
erstplatzierte Partei einen
Bonus an Parlamentssitzen
bekommt. Wer immer Ers-
ter wird, hat so gute Chan-
cen auf eine absolute Mehr-
heit und alleiniges Regieren.
Allerdings sind die Fallbei-
spiele dafür Griechenland
und Italien keine Muster
stabiler Demokratien.
Daher ist unser System

gar nicht so schlecht.
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Alternative Regierungsformen: Die Parlamente in Italien (o.)
undGriechenland sind keine Muster stabiler Demokratien.


